
des Staatsanwalts nach. Man kann sagen, daß sowohl 
die Richter und Schöffen als auch die Staatsanwälte aus 
der Wahlkampagne viele neue Erfahrungen für ihre 
weitere Arbeit geschöpft haben.

Höhepunkt der Wahlbewegung war eine feierliche 
Sitzung des Kreis-Nationalausschusses in Roudnice nad 
Labem, auf der drei Richter und 171 Schöffen für das 
Volksgericht in Roudnice nad Labem gewählt wurden. 
An der Sitzung nahmen alle drei Richter und 20 Schöf­
fen teil. Vierzehn Tage später legten alle gewählten 
Richter und Schöffen den Eid in die Hand des Vor­
sitzenden des Kreis-Nationalausschusses ab. Bereits am
1. Januär 1958 traten die ersten gewählten Richter und

Schöffen in den Senaten der Volks- und Bezirksgerichte 
der gesamten CSR ihr Amt an.

In der Wahlkampagne ist die Autorität unserer Ge­
richte gewachsen, und das Vertrauen der Bürger zu 
den Justizorganen verstärkte sich. Die Werktätigen er­
kannten, daß die Gerichte dem Volk verantwortliche 
und von ihm kontrollierte Bestandteile des Staatsappa­
rates sind. Die Macht des sozialistischen Staates wird 
dadurch gestärkt, daß das werktätige Volk selbst die 
gesamte Macht im Staate ausübt. Die Wahlen der Rich­
ter und Schöffen sind deshalb ein weiterer Schritt zur 
Vollendung des sozialistischen Aufbaus in unserem 
Vaterland.

Die Zusammenarbeit der Staatsanwaltschaft mit den örtlichen Organen der Staatsmacht, 
insbesondere die Teilnahme des Staatsanwalts an den Ratssitzungen

Von HANS FUCHS, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Ein Grundprinzip für die Tätigkeit aller Staatsorgane 
in der DDR ist das Prinzip des demokratischen Zen­
tralismus, das seinen Niederschlag umfassend im Gesetz 
über die örtlichen Organe der Staatsmacht vom 17. Ja­
nuar 1957 gefunden hat.

Es wäre falsch anzunehinen, dieses Gesetz (GöO) 
habe im wesentlichen für die örtlichen Organe der 
Staatsmacht Bedeutung und berühre den Staatsanwalt 
nur insofern, als er nach § 8 GöO ausdrücklich ver­
pflichtet wird, der Volksvertretung als oberstem Macht­
organ in ihrem Zuständigkeitsbereich auf Verlangen 
Auskünfte zu geben.

Die Staatsanwaltschaft hat sich in der Vergangenheit 
zuwenig Gedanken darüber gemacht, wie sie sich auf 
die Hauptaufgaben der Volksvertretungen zu orien­
tieren hat. Hinzu kam die schädliche Auffassung, daß 
bei zentralistisch aufgebauten staatlichen Organen, wie 
der Staatsanwaltschaft, das Prinzip des demokratischen 
Zentralismus entweder gar nicht oder nicht voll wirke. 
Es fehlte an Verständnis dafür, daß die §§ 8 und 34 
GöO in Verbindung mit dem Gesamtinhalt des Geset­
zes für die konkrete Anwendung des demokratischen 
Zentralismus durch die Staatsanwaltschaft in der engen 
Zusammenarbeit mit den örtlichen Organen einen Weg 
weisen.

Der Inhalt des demokratischen Zentralismus ist nicht 
zu verstehen, wenn man lediglich einzelne Merkmale 
untersucht, sich nur an einzelne Ausdrucks- oder Er­
scheinungsformen klammert. Wer z. B. keinen wesent­
lichen Unterschied zwischen dem Prinzip des demo­
kratischen Zentralismus und einer seiner spezifischen 
Ausdrucksformen, der doppelten Unterstellung, sieht, 
der muß zu falschen Ergebnissen kommen.

Wie eng unsere Betrachtungsweise noch vor ll/2 Jah­
ren war, zeigen die von der Obersten Staatsanwalt­
schaft formulierten Schlußfolgerungen, die das Ergebnis 
einer Diskussion über das Gesetz über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht darstellen. Die Orientierung 
der Staatsanwälte erfolgte in erster Linie darauf, die 
Einhaltung des Gesetzes durch die örtlichen Organe zu 
überwachen, also auf die .Anwendung des Gesetzes 
durch a n d e r e  Staatsorgane. Knapp und unvollkom­
men dagegen waren die Bemerkungen zu § 8 GöO, zu 
den für die eigene Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 
bedeutungsvollen Fragen.

Das Gesetz über die Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates in der DDR 
vom 11. Februar 1958 stellt einen weiteren Schritt zur 
konsequenten Verwirklichung des demokratischen Zen­
tralismus dar. Das Gesetz formuliert klar die Forde­
rung, die Beziehungen zwischen Staatsmacht und Be­
völkerung enger zu gestalten. Diese Forderung richtet 
sich auch an die Staatsanwaltschaft. Weiter verlangt 
das Gesetz die ständige Entwicklung und Vervollkomm­
nung des Staatsapparates und damit auch der Staats­
anwaltschaft. Wer diesen Forderungen nicht oder un­
vollkommen entspricht, der verletzt das Gesetz, verletzt 
Prinzipien der Arbeit sozialistischer Staatsorgane.

Das Gesetz vom 11. Februar 1958 verpflichtet aus­
drücklich a l l e  Organe der Staatsmacht. In § 2 heißt es:

„Um die Erfüllung der wachsenden Aufgaben beim 
Aufbau des Sozialismus zu gewährleisten, ist die lei­
tende Tätigkeit im gesamten Staatsapparat nach fol­
genden Grundsätzen zu verbessern:

1. Für die Tätigkeit a l l e r  Organe der Staats­
macht ................. gilt das Prinzip des demokratischen
Zentralismus...............“
Die Aufgabenstellung der Obersten Staatsanwalt­

schaft zur Durchführung dieses wichtigen Gesetzes war 
zwar besser als die Aufgabenstellung zum Gesetz vom 
17. Januar 1957 — insbesondere deshalb, weil erkannt 
wurde, daß es darauf ankommt, den e i g e n e n  Ar­
beitsstil zu verbessern —, aber bei weitem noch nicht 
frei von Schwächen. Für die Allgemeine Aufsicht er­
hielten die Staatsanwälte zunächst im wesentlichen 
eine Orientierung technisch-organisatorischer Art über 
die Formen der Gesetzlichkeitsaufsicht gegenüber den 
neugebildeten Staatsorganen1. Obwohl diese Fragen 
wichtig sind und beantwortet werden müssen, standen 
und stehen im Vordergrund die Probleme der Verbesse­
rung der eigenen Arbeit. Erst Monate danach, während 
einer Tagung der Staatsanwälte der Allgemeinen Auf­
sicht, bei der bereits die Ergebnisse des V. Parteitages 
berücksichtigt werden konnten, spürte man, daß die 
bisherige Enge in unserer Tätigkeit gesprengt und die 
Isolierung der Staatsanwaltschaft mit Erfolg überwun­
den wird. Damit war ein Anfang gemacht.

*
Aus der Tatsache, daß die Staatsanwaltschaft ein 

von anderen Staatsorganen unabhängiges Organ der 
Staatsgewalt ist, darf ebensowenig wie aus der in der 
Verfassung festgelegten Unabhängigkeit der Richter in 
ihrer Rechtsprechung die falsche Schlußfolgerung ge­
zogen werden, die Zusammenarbeit zwischen Staats­
anwalt und örtlichen Organen bestimme sich nach dem 
Ermessen des Staatsanwalts. Das Staatsanwaltschafts­
gesetz z. B. so auszulegen, daß der Staatsanwalt das 
Recht, aber nicht die Pflicht zur Teilnahme an den 
Ratssitzungen halbe, ist falsch.

Wenn eine enge Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Organen der Staatsmacht gefordert wird, so heißt das 
nicht, daß Kompetenzen verlagert oder verwischt bzw. 
Unterstellungsverhältnisse geändert werden. Die Staats­
anwaltschaft war und ist ein zentral geleitetes Organ 
der Staatsmacht. Die Verwirklichung der Aufgaben der 
Staatsanwaltschaft läßt kein anderes Organisations­
prinzip zu, es sei denn, man will die Hinweise Lenins 
in seinem wichtigen Beitrag „Über .doppelte“ Unterord­
nung und Gesetzlichkeit“1 2 übersehen und negieren.

-Der Staatsanwalt des Bezirks oder der Staatsanwalt 
des Kreises vollstreckt weder die Beschlüsse der ört­
lichen Organe noch ist er -berechtigt, den örtlichen Or­
ganen ihre Pflicht zur Kontrolle der Durchf ührung ihrer 
eigenen Beschlüsse abzunehmen. Dagegen ist der 

-Staatsanwalt nicht nur berechtigt, sondern auch ver­
pflichtet, auf die von ihm festgestellten Mängel hinzu­
weisen und dort zu helfen, wo seine Kenntnisse und

1 vgl. NJ 1958 S. 333.
2 Lenin, Ausgewählte Werke in zwei Bänden, Moskau 1947, 

Band n, S. 959.
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